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Sachverhalt:
Mit dreiteiligem Antrag beantragen die Ratsfraktionen der CDU, der Freien Wähler 
sowie Aktiv für Wegberg unter Ziffer 1 die Änderung der Geschäftsordnung gemäß § 
1 Absatz 3 mit dem Ziel, die Einladungsfrist für Rats- und Ausschussmitglieder auf 
mindestens 14 Tage vor dem jeweiligen Sitzungstag festzusetzen.

Unter Ziffer 2 des Antrags wird darüber hinaus beantragt, § 1 Absatz 4 der 
Geschäftsordnung dahingehend anzupassen, dass die Beratungsunterlagen den 
Rats- und Ausschussmitgliedern spätestens 14 Tage vor dem Sitzungstermin zur 
Verfügung gestellt werden. Sofern zu einzelnen Tagesordnungspunkten zu diesem 
Zeitpunkt keine Beratungsunterlagen vorliegen, sollen diese nicht auf die 
Tagesordnung aufgenommen werden.

Die Verwaltung beabsichtigt, im April dieses Jahres das bisher eingesetzte 
Bürgerinformationssystem von Allris 3 auf Allris 4 umzustellen. Mit dieser 
Systemumstellung sind umfangreiche technische Neuerungen sowie Anpassungen 
interner Arbeitsabläufe verbunden. Die Einführung der neuen Version erfordert eine 
Phase der organisatorischen und technischen Umstellung sowie eine entsprechende 
Einarbeitung der Mitarbeitenden.
Dem Antrag der antragstellenden Fraktionen, die Einladungsfrist sowie die Frist zur 
Bereitstellung der Beratungsunterlagen grundsätzlich auf 14 Tage vor dem 
Sitzungstag auszuweiten, steht die Verwaltung positiv gegenüber.

Aufgrund der mit der Systemumstellung verbundenen organisatorischen und 
technischen Anpassungsprozesse hält es die Verwaltung jedoch für angemessen, 
die geänderten Fristen erst nach Abschluss der Einführungsphase umzusetzen. Dies 
dient der Sicherstellung eines geordneten und reibungslosen Sitzungsdienstes.

Die Verwaltung schlägt daher vor, die Anpassung der Fristen nach den 
Sommerferien in Kraft treten zu lassen.



Die erste Ausschusssitzung, für die die neuen Fristen Anwendung finden würden, 
wäre die Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft, Personal und 
Digitalisierung am 03.09.2026.

Beschlussvorschlag:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat:
Der Rat beschließt:

1. § 1 Absatz 3 und 4 der Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der 
Stadt Wegberg erhalten folgende Fassung:

Absatz 3:
Die Einladung muss den Ratsmitgliedern mindestens vierzehn
Tage vor dem Sitzungstag zugehen.

Absatz 4:
Mindestens vierzehn Tage vor dem Sitzungstag müssen den
Ratsmitgliedern zu den einzelnen Tagesordnungspunkten auch die für die
Beratung und Entscheidung erforderlichen Beratungsunterlagen
(Verwaltungsvorlagen) zur Verfügung stehen. Fehlen zu diesem Zeitpunkt
Vorlagen zu bestimmten Tagesordnungspunkten, sollen diese nicht in die
Tagesordnung aufgenommen werden. Die Beratungsunterlagen werden über
das städtische Ratsinformationssystem bereitgestellt.

2. Diese Änderungen der Geschäftsordnung gelten ab dem 1. August 2026.
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Fraktion der CDU im Rat der Stadt Wegberg

Fraktion Freie Wähler Wegberg

Fraktion AKTIV für Wegberg


Herrn Bürgermeister Christian Pape

Rathausplatz 25

41844 Wegberg	 	 	 	 	 	 	 	 Wegberg, 26.01.2026


Antrag gem. § 2 der Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt Wegberg 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Pape,


die Fraktionen von CDU-Wegberg, Freie Wähler Wegberg und AKTIV für Wegberg, stellen hiermit 
folgenden Antrag gem. § 2 der Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt 
Wegberg:


Der Rat möge beschließen, die Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse sowie 
die Zuständigkeitsordnung für den Rat und die Ausschüsse wie folgt anzupassen und zu 
konkretisieren: 

1. 	 Geschäftsordnung; in § 1 Punkt 3: Die Einladung muss den Rats- und 
Ausschussmitgliedern mindestens 14 Tage vor dem Sitzungstag zugehen.  

2. 	 Geschäftsordnung: Gemäß § 1 Punkt 4 müssen die Beratungsunterlagen 
(Verwaltungsvorlagen) den Ratsmitgliedern und Ausschussmitgliedern 14 Tage vor dem 
Sitzungstermin zur Verfügung gestellt werden.  Fehlen zu diesem Zeitpunkt Vorlagen zu 
bestimmten Tagesordnungspunkten, sollen diese nicht in die Tagesordnung 
aufgenommen werden. 

3. 	 Zuständigkeitsordnung: Die Zuständigkeitsordnung für den Rat und die Ausschüsse 
soll so angepasst werden, dass zukünftig alle Fragen zum Friedhofs- und 
Bestattungswesen der Stadt Wegberg im Ausschuss für Ordnung, Feuerwehr und 
Verkehr (OFV) beraten werden. 

Begründung: 

Die Ratsmitglieder der Stadt Wegberg und die sachkundigen Bürger sind alle ehrenamtlich tätig 
und üben ihre Mandate in ihrer Freizeit aus. Die zu beratenden und zu treffenden Entscheidungen 
sind oft komplex, daher ist es wichtig, ausreichend Beratungszeit zu gewährleisten. Die 
antragsstellenden Fraktionen möchten daher den Rahmen für diese Beratungszeiten schaffen. 

Die antragsstellenden Fraktionen sehen weiterhin die Möglichkeit, durch 
Dringlichkeitsentscheidungen schnellere Entscheidungen zu treffen.  In diesem Fall soll jedoch 
nach Erteilung einer Dringlichkeitsentscheidung (per E-Mail) umgehend die Fraktionsvorsitzenden 
mit einer Sachverhaltsbeschreibung und Begründung informiert werden.


Wie bereits in den Vorgesprächen zur Rats- und Ausschussbildung gewünscht, sollen alle dem 
Friedhof- und Bestattungswesen zugeordneten Themen im OFV-Ausschuss beraten und 
verabschiedet werden.  Aufgrund der Ausschusszuschnitte und der dem Ausschuss zugeordneten 
Themen sehen wir diese Themen in diesem Fachausschuss am besten aufgehoben. Aus diesem 
Grund ist die Zuständigkeitsordnung entsprechend anzupassen. 


Freundliche Grüße


Thomas Cassel	 	 	 Thomas Nelsbach	 	 	 Nicole von den Driesch

Fraktionsvorsitzender der	 	 Fraktionsvorsitzender der 	 	 Fraktionsvorsitzende

CDU Wegberg		 	 	 Freien Wähler Wegberg	 	 AKTIV für Wegberg
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